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Demokratie bedarf permanenten Unterhalts
Senioren-Kolleg And-
reas Kley vom Rechtswissen-
schaftlichen Institut der Uni-
versität Zürich ging der Frage 
nach, wie weit die Schweiz 
«als Musterland der Demo-
kratie» den selbst gestellten 
Ansprüchen gerecht wird.

Seine kritische Betrachtung 
der demokratischen Vorgän-
ge dürfe nicht missverstan-
den werden als antidemo-

kratische Einstellung. Ihm sei die 
Demokratie ein Herzensanliegen. Es 
seien indes vor allem die Störungs-
fälle, die es in der demokratischen 
Praxis gebe, die sein Interesse weck-
ten, so Prof. Dr. Dr. Andreas Kley. 
Demokratien unterliegen den 
Schwankungen der öffentlichen Mei-
nung und neigen dazu, mit formalen 
Vorschriften unsorgfältig umzuge-
hen. Alexis de Tocqueville (1805–
1859) stellte fest, dass die Menschen, 
die in den demokratischen Zeital-
tern leben, «für den Nutzen der For-
men kein grosses Verständnis» hät-
ten, da sie «ungeduldig» seien. 
Die Beobachtung des aktuellen poli-
tischen Geschehens im Umgang mit 
der Coronapandemie zeigt einer-
seits diese Ungeduld der Menschen, 
manifestiert andererseits den An-
spruch auf Einhaltung demokrati-
scher Regeln, wenn die Parlamente 
zuschauen müssen, wie die Regie-
rungen wichtige Entscheide im Al-
leingang fällen. 

Schranke zwischen zwei Polen

Das Hauptverdienst der demokrati-
schen Formen und Verfahren beste-
he darin, «dass sie als Schranke zwi-
schen dem Starken und dem Schwa-
chen, dem Regierenden und dem 

Regierten wirken, den einen aufhal-
ten und dem andern Zeit zur Besin-
nung lassen». 
Der Referent blendete zurück in die 
Geschichte der schweizerischen De-
mokratie und verwies auf einige Ir-
regularitäten, die zeigten, dass die 
Demokratie immer eine gefährdete 
Staatsform ist. Die demokratischen 
Formen seien umso notweniger, je 
tätiger und mächtiger die Staatsge-
walt» sei «und je lässiger und kraft-
loser die Privatleute» würden (Ale-
xis de Tocqueville). 
1875 wurde mit der neuen Bundes-
verfassung das Referendum einge-
führt. Jahre später, während der bei-
den Kriege, haben in Europa und in 
der Schweiz die Staatsregierungen 
autoritäre Züge angenommen. Die 
Schweiz führte die Dringlicherklä-
rung von Gesetzen ein. In der Folge 
wurden zwischen 1930 und 1950 
mehr als die Hälfte der Bundesgeset-

ze als dringlich erklärt, was ein Re-
ferendum jeweils verunmöglichte. 
«Man wolle diese Vorlagen nicht den 
Zufälligkeiten des Volksentscheides 
aussetzen» hiess es seitens des frei-
sinnigen Bundesrates Schulthess.
«Wie unvernünftig ist das Volk?», 
fragte sich Kley und gab gleich selbst 
die Antwort: Im Rückblick gesehen 
habe das Schweizer Volk in grundle-
genden Fragen ausserordentlich 
klug entschieden. Wie 1975 mittels 
anwendbarem Verfahrensrecht ein 
Referendum ausgehebelt wurde, er-
läuterte Kley anhand des Bundesbe-
schlusses über die Kürzung des Bei-
trags an die AHV. 
Dem Hauptanliegen der Demokratie, 
unter der Herrschaft des Rechts und 
der Grundrechte nicht schnelle, son-
dern demokratische und am Ge-
meinwohl orientierte Entscheidun-
gen zu fällen, werde immer wieder 
ungenügend Rechnung getragen. 

Wenig verwunderlich, denn das Par-
lament setze sich weitgehend aus In-
teressenvertretern zusammen. 
Kley erwähnte in diesem Zusammen-
hang den Migros-Gründer Gottlieb 
Duttweiler, dessen Geschäftsidee zur 
Senkung der Lebensmittelpreise – im 
Interesse des Gemeinwohls gegen die 
mächtigen Handelskartelle! – 1933 
per Bundesbeschluss über das «Ver-
bot der Eröffnung und Erweiterung 
von Warenhäusern, Kaufhäusern, 
Einheitspreisgeschäften und Filialge-
schäften» gestoppt wurde. War er ein 
Populist? Das Filialverbot – von nam-
haften Staatsrechtlern als verfas-
sungswidrig bezeichnet – wurde 
mehrmals verlängert und war insge-
samt zwölf Jahre lang in Kraft.

Volksinitiativen seit 1891 möglich

1891 ist die Volksinitiative in die 
Schweizerische Bundesverfassung 
eingebaut worden. Sie ermöglicht ei-

ne Art «Revolution auf friedliche Art» 
nach demokratischen Regeln, ist ein 
Antrag aus dem Volk an das Volk. Die 
Volksinitiative erinnere die Parla-
mentarier daran, dass sie als Volks-
vertreter zu amtieren haben. Ob-
schon von insgesamt 216 Volksinitia-
tiven nur 22 angenommen wurden, 
seien vor allem auch die indirekten 
Wirkungen von abgelehnten Initiati-
ven nicht zu unterschätzen, da sie oft 
auf den laufenden Gesetzgebungs-
prozess einwirkten und diesen in ge-
wünschter Richtung beeinflussten. 
Mit der Erfindung des Umsetzungs-
vorbehaltes wurde ab 1980 die 
Volksinitiative abgeschwächt. Die 
1994 zustande gekommene Alpenin-
itiative ist ein Beispiel dafür. «In der 
lebendigen Demokratie ist es unru-
hig!», war ein Fazit von Kley, nach-
dem er noch einige Störungsfälle an-
geführt hatte. Freuen wir uns also 
über bewegte Zeiten!  (hs)

Im Senioren-Kolleg stand diese Woche die Schweizer Demokratie auf dem Vorlesungsprogramm. (Foto: ZVG/Senioren-Kolleg)
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